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Statistische Angaben

Entwicklung der Einwohnerzahlen

 Die Zahlen von 2025 lagen bei der Erstellung des Haushaltsplanes noch
nicht vor.

 Die Zahlen des Zensus Mai 2022 sind ab dem Jahr 2022 berücksichtigt.

Gemarkungsfläche

17.172 ha
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Haushaltssatzung

für das Rechnungsjahr 2026

Aufgrund des § 18 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit vom 20.

Juni 1994 (GBl. S. 555) geändert durch § 6 des Gesetzes vom 16.02.2012 (GBl.

S. 30) in Verbindung mit den §§ 79 ff. der Gemeindeordnung für Baden-

Württemberg in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 578) und § 16 der Sat-

zung des Gemeindeverbandes Mittleres Schussental vom 26.07.1971 in der

Fassung vom 25.10.2024 hat die Verbandsversammlung am 06.11.2025 folgen-

de Haushaltssatzung erlassen.

§ 1
Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt

Der Haushaltsplan wird festgesetzt mit

1. Im Ergebnishaushalt mit den folgenden Beträgen

1.1 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge von 2.158.400,00 Euro

1.2 Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen von 2.158.400,00 Euro

1.3 Veranschlagtes ordentliches Ergebnis

(Saldo aus 1.1 und 1.2) von

0,00 Euro

1.4 Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge von 0,00 Euro

1.5 Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen von 0,00 Euro

1.6 Veranschlagtes Sonderergebnis

(Saldo aus 1.4 und 1.5) von

0,00 Euro

1.7 Veranschlagtes Gesamtergebnis

(Summe aus 1.3 und 1.6) von

0,00 Euro
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2. Im Finanzhaushalt mit den folgenden Beträgen

2.1 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätig-

keit von

2.158.400,00 Euro

2.2 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätig-

keit von

1.908.400,00 Euro

2.3 Zahlungsmittelüberschuss /-bedarf des Ergebnishaushalts (Saldo

aus 2.1 und 2.2) von

250.000,00 Euro

2.4 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit von 0,00 Euro

2.5 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit von 0,00 Euro

2.6 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf aus Investi-

tionstätigkeit (Saldo aus 2.4 und 2.5) von

0,00 Euro

2.7 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf (Saldo aus

2.3 und 2.6) von

250.000,00 Euro

2.8 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit von 0,00 Euro

2.9 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit von 0,00 Euro

2.10 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf aus Finan-

zierungstätigkeit (Saldo aus 2.8 und 2.9) von

0,00 Euro

2.11 Veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbestands, Saldo

des Finanzhaushalts (Saldo aus 2.7 und 2.10) von

250.000,00 Euro

§ 2
Kreditermächtigung

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsfördermaßnahmen (Kreditermächtigung)
wird festgesetzt auf 0,00 Euro

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Ver-
pflichtungen, die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und
Investitionsfördermaßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigung), wird fest-
gesetzt auf 0,00 Euro

§ 4
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Kassenkredite
Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf 430.000,00 Euro

§ 5
Umlagen

Die Umlagen des Verbandes werden wie folgt festgesetzt

1. Die Verwaltungskostenumlage auf 2.127.400,00 Euro

2. Die Kapitalumlage auf 0,00 Euro

§ 6
Inkrafttreten

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft.

Weingarten, 06.11.2025 Weingarten, 06.11.2025

Verbandsvorsitzender Finanzverwaltung

gez. Clemens Moll gez. Florian Keller

Oberbürgermeister Verbandskämmerer
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Allgemeine Hinweise zum Haushaltsplan

Nach § 79 Abs. 1 Gemeindeordnung (GemO) ist für jedes Haushaltsjahr eine Haus-
haltssatzung zu erlassen. Die Haushaltssatzung sowie der Haushaltsplan müssen den
Vorschriften der Gemeindeordnung, der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO)
und der Verwaltungsvorschrift Produkt- und Kontenrahmen für Baden-Württemberg ent-
sprechen.

Die Haushaltssatzung des Gemeindeverbandes gilt jeweils ein Jahr. Sie enthält die
Festsetzung der Gesamtbeträge für den Ergebnis- und Finanzhaushalt, die geplanten
Kreditaufnahmen und Verpflichtungsermächtigungen, sowie den Höchstbetrag der Kas-
senkredite. Außerdem werden in der Haushaltssatzung die Höhe der Verwaltungskos-
ten- und Kapitalumlage dargelegt. Die von der Verbandsversammlung beschlossene
Haushaltssatzung und Haushaltsplan sind der Rechtsaufsichtbehörde (Regierungsprä-
sidium Tübingen) zur Prüfung vorzulegen. Nach Genehmigung ist die Haushaltssatzung
öffentlich bekanntzumachen und liegt anschließend 7 Werktage öffentlich aus. Das
Haushaltsjahr erstreckt sich vom 01. Januar bis zum 31. Dezember. Die Haushaltssat-
zung tritt entsprechend zum 01.01. des Haushaltsjahres in Kraft.

Aufbau des Haushaltsplans

Das Neue kommunale Rechnungswesen in Baden-Württemberg besteht aus einem so
genannten Drei - Komponenten - Modell. Die drei Komponenten sind der Ergebnis-
haushalt, der Finanzhaushalt und die Bilanz.

Der Ergebnishaushalt bildet die laufende Verwaltungstätigkeit ab. Er unterscheidet sich
zum bisherigen Verwaltungshaushalt in der periodengerechten Zuordnung und der Ab-
bildung aller nicht zahlungswirksamen Ressourcenverbräuche (z. B. Abschreibungen,
Rückstellungen) sowie Ressourcenzuwächse (Inanspruchnahme von Rückstellungen,
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Auflösungen von Ertragszuschüssen). Der Ergebnishaushalt enthält alle Geschäftsvor-
fälle des laufenden Betriebes. Diese werden als Erträge und Aufwendungen bezeichnet.
Der Ergebnishaushalt ist Gegenstand des Haushaltsausgleiches.

Nach § 80 GemO dürfen die ordentlichen Aufwendungen nicht größer sein als die or-
dentlichen Erträge.

Der Finanzhaushalt bildet alle aus dem laufenden Geschäftsbetrieb beruhenden Zah-
lungsströme ab. Desweiteren alle Investitionen und damit zusammenhängenden Finan-
zierungsformen inklusive der Kreditaufnahmen und Tilgungen. Die Zahlungsströme
werden als Ein- und Auszahlungen bezeichnet.

Die beiden Komponenten Ergebnis- und Finanzhaushalt münden in den dritten Be-
standteil, die Bilanz. Die Bilanz stellt zum Stichtag 31.12. des Jahres Mittelverwendung
und Mittelherkunft gegenüber. Die Bilanz selbst ist nicht Gegenstand des Haushaltspla-
nes, sondern ausschließlich ein Instrument des Jahresabschlusses. Eine Planbilanz
wird nicht erstellt.

Die Eröffnungsbilanz des GMS mit Stichtag zum 01.01.2019 wurde in der Verbandsver-
sammlung am 23. Juli 2020 festgestellt.

Teilhaushalte

Der Haushalt des Gemeindeverbandes ist produktbereichsorientiert aufgestellt und in
drei Teilhaushalte gegliedert. Die einzelnen Produktbereiche, Produktgruppen, Produkte
und Produktleistungen sind dem Produktplan des Gemeindeverbandes Mittleres
Schussental zu entnehmen.

Die Teilhaushalte lösen die bisherigen Einzelpläne ab und sollen den Haushalt über-
sichtlich machen. Die drei Teilhaushalte des Gemeindeverbandes lauten gemäß Ver-
bandsbeschluss vom 20.07.2017:

1. Teilhaushalt 1: Innere Verwaltung
2. Teilhaushalt 2: Leistungen für die Bürger
3. Teilhaushalt 3: Allgemeine Finanzwirtschaft

Die drei Teilhaushalte des Gemeindeverbandes Mittleres Schussental werden jeweils
durch Teilergebnishaushalte und Teilfinanzhaushalte im Haushaltsplan abgebildet. In
den Teilhaushalten werden die Produktgruppen dargestellt. Die einzelnen Produktgrup-
pen werden jeweils nach der Darstellung des Teilergebnishaushaltes und des Teilfi-
nanzhaushaltes angeführt.
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Deckungsfähigkeit:

Gemäß § 20 Abs. 1 GemHVO sind die Aufwendungen und übertragenen Ermächtigun-
gen im Ergebnishaushalt - die zu einem Budget gehören - gegenseitig deckungsfähig
Jede Kostenstelle stellt ein eigenes Budget dar.
Dies bedeutet, dass Mehraufwendungen und Minderaufwendungen innerhalb eines De-
ckungskreises sich ausgleichen und insofern keine Planabweichung zustande kommt.

Die Abweichungen davon werden durch die folgenden Haushaltsvermerke festgelegt.

Ausnahmen (Haushaltsvermerke):

 Die Verbandskämmerei ist ermächtigt, im Haushaltsvollzug erforderliche Korrek-
turen (insbesondere zur Sicherstellung einer geordneten Haushaltswirtschaft und
infolge von Änderungen von Anordnungsbefugnissen) zu den ausgewiesenen
Deckungsbeziehungen vorzunehmen, worüber im Rahmen des Jahresabschlus-
ses der Verbandsversammlung zu berichten ist.

 Die Verbandskämmerei ist ermächtigt, im Rahmen des Jahresabschlusses bei
den Deckungsbeziehungen Ausnahmen und Einschränkungen vorzunehmen,
wenn dies zum Ausgleich des Ergebnishaushaltes oder zur Sicherstellung der
Finanzierung von Auszahlungen im Folgejahr erforderlich ist.

 Querschnittbudgets
Folgende Konten bzw. Kontengruppen sind von der gegenseitigen Deckungsfä-
higkeit innerhalb einer Budgeteinheit generell ausgenommen:

1. Die Unterkonten (3811* und 4811*) für die Erträge und Aufwendungen für
interne Leistungsbeziehungen bilden über die Teilhaushalte hinweg je-
weils eigenständige Querbudgets mit gegenseitiger und unechter De-
ckungsfähigkeit. Diese Erträge und Aufwendungen sind nicht in den ande-
ren Budgets enthalten. Dies gilt auch für unterjährig hinzukommende oder
ergänzende Leistungsbeziehungen und Leistungsverrechnungen, da die
Innere Leistungsverrechnung sukzessive weiter aufgebaut wird.

2. Aktivierte Eigenleistungen (Konten 3711*) führen zu einer Ergebnisver-
besserung in der jeweils leistenden Kostenstelle. Diese Verbesserung ist
jedoch zahlungsunwirksam (kassenunwirksam) und ermächtigt somit auch
zu keinem zahlungswirksamen Mehraufwand. Aus diesem Grund sind Er-
träge aus aktivierten Eigenleistungen nicht in den Budgeteinheiten enthal-
ten. In der Bilanz werden sie mit den Projektkosten abschreibungswirksam
bilanziert.

3. Die planmäßigen Abschreibungen (Konten 47*) werden über die Teilhaus-
halte hinweg als gegenseitig deckungsfähig erklärt.

Hinweis:
Nr. 2 und 3 finden derzeit keine Anwendung, da kein Vermögen vorliegt und kei-
ne Investitionstätigkeiten vorgesehen sind.
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 Unechte Deckungsfähigkeit, Zweckbindung gemäß § 19 GemHVO

1. Die Erträge aus der Auflösung von Ertragszuschüssen, Beiträgen und Son-
derposten (Konten 316* und 357*) sind über alle Teilhaushalte hinweg mit
den Aufwendungen aus planmäßigen Abschreibungen unecht deckungsfähig.

2. Über- und außerplanmäßige Mehrerträge aus Spenden und Sponsoring er-
höhen zweckgebunden das Volumen derjenigen Budgeteinheiten, welche der
Erfüllung des Spendenzwecks dienen.

 Übertragbarkeit gemäß § 21 Abs. 2 GemHVO

Die Verbandskämmerei ist ermächtigt, im Rahmen des Jahresabschlusses, Aufwen-
dungen und die entsprechenden Auszahlungen im Finanzhaushalt, gemäß § 21
Abs. 2 und 3 GemHVO zu übertragen, wenn dies zur Sicherstellung der Finanzie-
rung im Folgejahr erforderlich ist.
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VORBERICHT

Allgemeines

Die Verbandskämmerei hat die Haushaltsansätze des Ergebnishaushaltes 2026 auf
Grund der vorläufigen Zahlen 2025 in Zusammenarbeit mit den Fachämtern ermittelt.

Besonderheiten beim Haushaltsplan des Gemeindeverbandes

 Die Finanzierung des Gesamtergebnishaushaltes erfolgt über die Verwaltungskos-
tenumlage. Diese wird jährlich neuberechnet und erhoben. Nach Ablauf des Jahres
erfolgt die Abrechnung in der tatsächlichen Höhe.

 Der Gemeindeverband bedient sich gemäß § 14 Verbandsversammlung zur Erfül-
lung seiner Aufgaben des Personals der Verbandsgemeinden. Die Vergütung der
entstehenden Personal- und Sachkosten werden seit dem Jahr 2013 unter Anwen-
dung der VwV Kostenfestlegung nach dem tatsächlich anfallenden Aufwand (ange-
fallene Arbeitsstunden) abgerechnet. Demzufolge sind keine eigenen Personal- und
Versorgungsaufwendungen zu veranschlagen.

 Die Kosten für anfallende Investitionen werden über eine Kapitalumlage abge-
deckt. Im Haushaltsplan 2026 und im 5-jährigen Finanzplan sind keine Investitionen
vorgesehen.

Es ist kein Anlagevermögen vorhanden und keine Anlagenbuchhaltung aufgebaut.
Der Gemeindeverband selbst hat bis dato kein eigenes Vermögen und somit erfolgt
derzeit auch keine Vermögensbewertung.

 Der Gemeindeverband ist seit dem Jahr 1995 schuldenfrei.

 Um die Liquidität des Verbandes zu sichern und zur Vermeidung der Inanspruch-
nahme von Kassenkrediten wurde die Fälligkeit der Vorauszahlungen der Verwal-
tungskostenumlage jeweils zur Hälfte zum 15. Januar und zum 15. Juli des Kalen-
derjahres festgelegt.

 Zur Deckung von möglichen über- oder außerplanmäßigen Aufwendungen und Aus-
zahlungen wird eine Deckungsreserve in Höhe von 250.000,00 Euro veranschlagt.

 Die Spendengelder für Brest aus der Bevölkerung in Höhe von 4.028,04 Euro ver-
bleiben zunächst zweckgebunden beim Gemeindeverband.
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Gesamtergebnishaushalt

Der Ergebnishaushalt bildet die laufenden Erträge und Aufwendung des GMS ab.

Der Betrag der Gesamtaufwendungen - und erträge beträgt 2.158.400,00 Euro.

Da der Gemeindeverband die Aufwendungen u.a. durch die Erhebung der Verwal-
tungskostenumlage vollständig abdeckt, liegt ein ordentliches Gesamtergebnis von
0,00 Euro im Haushaltsjahr 2026 sowie in den Folgejahren bis 2029 vor.

Die Verwaltungskostenumlage wurde mit 2.127.400,00 Euro festgesetzt. Im Vorjahr
betrug sie 1.971.300,00 Euro. Die Gesamtaufwendungen sind im Vergleich zum Vor-
jahr insgesamt angestiegen. Verwaltungskosten
Aufgrund der Rückübertragung der Aufgabe des Gutachterausschusses auf die Mit-
gliedsgemeinden und dem Wegfall des einmaligen Aufwandes für die Ausrichtung des
Landesturnfestes konnten die Gesamtaufwendungen und somit auch die Verwaltungs-
kostenumlage vom Jahr 2024 auf das Jahr 2025 abgesenkt werden.
Da jedoch die Aufwendungen für Planungen und Konzepte, insbesondere Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplanes und Landschaftsplan, sowie Monitoring und Evaluati-
on Klimamobilitätsplan inkl. Verkehrserhebungen und Konzeption Mobilitätspunkte im
Jahr 2026 und in Folge auch noch 2027 ansteigen, müssen bei der Kostenstelle 511000
entsprechend Finanzmittel veranschlagt werden. Der Flächennutzungs- und Land-
schaftsplan befindet in einer sehr zeitintensiven Bearbeitungsphase. Dies schlägt sich
in den Sachaufwendungen und auch erheblich in den Personalkostenerstattungen nie-
der.
Der Aufwand für die Maßnahmen im Bereich Klimaanpassungskonzept und Klimamobi-
litätsplan werden 2026 noch weiter zu tragen sein, verringern sich aber in den Folgejah-
ren.

Die Personalkostenerstattungen an die Städte Ravensburg (526.500,00 Euro) und
Weingarten (59.000,00 Euro) berechnen sich anhand des voraussichtlichen Personal-
bedarfs und steigen entsprechend im Jahr 2026 an.

Freie liquide Mittel sind zum 31.12.2026 in Höhe von rund 565.024 Euro vorhanden.
Diese wird in der Anlage „Voraussichtliche Entwicklung der Liquidität“ dargestellt. Zu-
sätzliche Liquidität darin schafft die veranschlagte Deckungsreserve. Diese wird auf
250.000 Euro festgesetzt. Die Höhe der Deckungsreserve kann, nach der Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplans und Landschaftsplan u.U. wieder reduziert werden.
Die Liquidität reduziert sich tatsächlich durch die Rückerstattung der nicht verwendeten
Verwaltungskostenumlage, die nicht veranschlagt wird. Diese wird allerdings erst nach
dem 31.12.2026 abfließen.
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Erläuterung der einzelnen Ansätze

1. Erträge:

Zuweisungen und Zuwendungen, Umlagen 2.157.400 Euro

Die vorläufige Verwaltungskostenumlage 2026 beträgt 2.127.400 Euro. Im Vergleich
zum Vorjahr 2025 (1.971.300 Euro) bedeutet dies ein Steigerung um 7,92 %. Grund
ist im wesentlich die notwendigen Mehraufwendungen im Bereich Neuaufstellung
des Flächennutzungsplanes und Landschaftsplan, sowie Monitoring und Evaluation
Klimamobilitätsplan inkl. Verkehrserhebungen und Konzeption Mobilitätspunkte.
Es wurde die Bundesförderung (Nationale Klimaschutzinitiative) der Stelle Klimamo-
bilität mit 30.000 Euro veranschlagt.
Zuweisungen der Verbandsgemeinden für die Hilfsaktion Brest sind im Jahr 2026 bis
2030 nicht mehr veranschlagt.
Zinsen für mögliche kurzfristige Geldanlagen wurden jährlich mit 1.000 Euro veran-
schlagt.

2. Aufwendungen

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 110.300 Euro

Hierunter fallen vor allem fachspezifische Zweckaufwendungen der einzelnen Berei-
che, wie z. B. Aufwendungen für Besprechungen, Workshops, Veranstaltungen im
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit, u.U. Anmietung von Räumlichkeiten für die Ver-
bandsversammlungen. Weiterhin zählen hierzu die Aufwendungen für Aus- und
Fortbildung und Reisekosten hierzu.
Im Wesentlichen sind hier die Aufwendungen im Rahmen des Klimaschutzes mit
insgesamt 90.000 Euro zu nennen. Davon entfallen auf Klimamobilität Öffentlich-
keitsstrategie 30.000 Euro und auf Projekte in Kindertagesstätten, Schulen, für Aus-
zubildende und Mitarbeiter weitere 60.000 Euro. Für Aufwendungen für Begegnun-
gen und Pflege der partnerschaftlichen Beziehung zu Brest wurden 10.000 Euro
veranschlagt. Der Abfluss ist von der politischen Lage abhängig. Die veranschlagten
Aufwendungen im Rahmen der Aufstellung des Flächennutzungsplanes für Sitzun-
gen und Besprechungen sowie Kosten für die Unterrichtung der Öffentlichkeit betra-
gen 3.000 Euro.

Transferaufwendungen 331.000 Euro

Unter die Transferaufwendungen fallen die Zuweisungen / Zuschuss an die Volks-
hochschule Ravensburg e. V. und Weingarten. Der Zuschuss beträgt 296.000 Euro.
Der Regelzuschuss wurde um rd. 2,5 % (Inflation) zum Vorjahr erhöht. Die Abrech-
nung dieses Zuschusses wird nach Ablauf des Jahres anhand der tatsächlichen Un-
terrichtseinheiten vorgenommen.
Hinzu kommen 10.000 Euro für Kooperationsprojekte beider Volkshochschulen auf-
grund der Aktualisierung der Kooperationsvereinbarung.

Des Weiteren werden bei den Transferaufwendungen die Zuschüsse im Rahmen
der Städtepartnerschaft für Schüler- und Vereinsaustausch und Bürgerreisen im

12



Rahmen des Freundeskreis Brest in Höhe von 25.000 Euro veranschlagt. Der Ab-
fluss dieser Mittel ist aufgrund der politischen Lage derzeit sehr ungewiss.

Sonstige ordentliche Aufwendungen 1.717.100 Euro

Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen belaufen sich auf 1.717.100 Euro. Hierzu
gehören im Wesentlichen die Aufwendungen für die ehrenamtlich tätigen Personen
(Entschädigung der Vorsitzenden und der Vertreter der Verbandsgemeinden in der
Verbandsversammlung) sowie die Aus- und Fortbildungskosten der ehrenamtlich
Tätigen. Desweiteren sind alle Mitgliedsbeiträge, Bürobedarf und Geschäftsaufwen-
dungen enthalten. Hinzu kommen die Erstattungen der entstandenen Personal- und
Sachaufwendungen der Verbandsgemeinden sowie die Deckungsreserve.

Ordentliche Aufwendungen im Einzelnen:

Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit 21.000 Euro
für Verbandsorgane und Sitzungsgelder

Verfügungsmittel   500 Euro

Aufwendung für Inanspruchnahme von Rechten und Pflichten         805.200 Euro

 Hauptverwaltung Mitgliedsbeiträge      200 Euro
 Beauftragung bzgl. Datenschutz           10.000 Euro
 Planungen und Konzepte für Neuaufstellung Flächennutzungs-

und Landschaftsplan, Evaluation Klimamobilitätsplan
und Konzeption Mobilitätspunkte         750.000 Euro

 Umsetzung Klimaanpassungskonzept           10.000 Euro
 Umsetzung Klimamobilitätsplan           35.000 Euro

Geschäftsaufwendungen        44.200 Euro
(Büromaterial, Bekanntmachungen, etc.)

 Verbandsorgane             5.000 Euro
 Städtepartnerschaften             1.000 Euro
 Hauptverwaltung             4.200 Euro
 Finanzverwaltung und Controlling

(inkl. Prüfungsgebühren GPA)           11.000 Euro
 Flächennutzungsplan, Bauleitplanung           20.000 Euro
 Bekanntmachung Klimaschutz  1.000 Euro
 Stelle Klimaschutzmanagement  1.000 Euro
 Stelle Klimamobilitätsplan  1.000 Euro

Versicherungen 4.500 Euro

Deckungsreserve     250.000 Euro
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Erstattungen Personal- u. Sachaufwendungen  
an Verbandsgemeinden 591.700 Euro  

 

 

Hinweis:  
Nach aktuellem Stand ist für das kommende Jahr 2026 nochmals eine Verlängerung 

der Optionserklärung im Umsatzsteuerrecht möglich. Der Gemeindeverband wird 

somit weiterhin die Regeln des § 2 Abs. 3 UstG in der vom 31.12.2015 geltenden 

Fassung anwenden.  
Eine Abbildung der zusätzlichen gesetzlichen Umsatzsteuer in Höhe von 19 Prozent 
wird gegebenenfalls im Haushaltsplan 2026 ab dem Jahr 2027 aufgenommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erstattung für die Unterhaltung 6.200 Euro  
des Zentralen Omnibusbahnhofes 

 

 

 
  

Ergebnis  
  

Plan  
  

Plan  
 

Stadt Ravensburg  2024  2025  2026  
 In Euro  In Euro  In Euro  

 

Städtepartnerschaft  
 

1.039,50  
 

10.000,00  
 

10.000,00  
 

Hauptverwaltung  
 

38.740,00  
 

20.000,00  
 

35.000,00  
 

Datenschutz  
 

0,00  
 

3.000,00  
 

3.000,00  
 

Volkshochschule  
 

808,50  
 

5.000,00  
 

5.000,00  
 

Förderung des Sports  
 

82.646,67  
 

0,00  
 

0,00  
 

Klimaschutz  
 

121.275,00  
 

303.000,00  
 

270.000,00  
 

Federführende Stadtplanung  
 

108.214,83  
 

190.000,00  
 

203.500,00  
 

Zwischensumme  
  

352.724,50  
  

531.000,00  
  

526.500,00  
 

 

 
  

Ergebnis  
  

Plan  
  

Plan  
 

Stadt Weingarten  2024  2025  2026  

 In Euro  In Euro  In Euro  
 

Rechnungsprüfungsamt  
 

3.355,92  
 

10.500,00  
 

15.000,00  
 

Finanzverwaltung Kasse  
 

1.981,03  
 

4.000,00  
 

4.000,00  
 

Steuerungsunterstützung und Controlling  
 

27.457,12  
 

40.000,00  
 

40.000,00  
 

Federführende Stadtplanung  
 

7.216,00  
 

0,00  
 

0,00  
 

Zwischensumme  
  

40.010,07  
  

54.500,00  
  

59.000,00  
 

 
 

Gesamtsumme  
  

392.734,57  
  

585.500,00  
  

585.500,00  
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Interne Leistungsverrechnung

Nach dem Neuen kommunalen Haushaltsrecht sind gemäß § 16 Absatz 5 GemHVO
interne Leistungen in den Teilhaushalten zu verrechnen.

Folgende Service- und Steuerungsleistungen wurden im Planjahr 2026 verrechnet:

I. Serviceleistung:
- Kostenstelle 112200 Finanzverwaltung/ Kasse
  Verrechnungsbetrag im Haushaltsjahr 2026: 7.000 Euro

Die Verrechnung erfolgt nach der Anzahl der Buchungen und Zahlungen der
jeweiligen Kostenstelle. Für die Planung wurde die Anzahl der Buchungen
und Zahlungen aus dem Jahr 2024 zugrunde gelegt.
Die Verrechnung erfolgt auf alle Kostenstellen, insbesondere auf die Steue-
rungsleistungen. Im Rahmen des Jahresabschlusses werden die tatsächliche
Anzahl der Buchungen und Auszahlungen 2026 verwendet.

II. Steuerungsleistungen:
- Kostenstelle 111000 Steuerung
  Verrechnungsbetrag 2026: 35.385 Euro
- Kostenstelle 111100 Organisation und Dokumentation kommunaler
  Willensbildung
  Verrechnungsbetrag 2026: 39.427 Euro
- Kostenstelle111200 Steuerungsunterstützung und Controlling
  Verrechnungsbetrag 2026: 48.137 Euro
- Kostenstelle 111300 Rechnungsprüfung
  Verrechnungsbetrag 2026: 15.027 Euro
- Kostenstelle 111400 Zentrale Funktionen (u.a. Datenschutz)
  Verrechnungsbetrag 2026: 16.083 Euro

Die Verrechnung erfolgt auf alle Endkostenstellen.
Die Verrechnung der Beträge erfolgt zu 50 Prozent nach Köpfen und zu 50 Prozent
nach dem bereinigten Haushaltsvolumen der jeweiligen Endkostenstelle.

3. Liquidität

Im neuen Haushaltsrecht ist es nicht mehr notwendig, die einzelnen Haushaltsjahre im
Gesamtfinanzhaushalt auszugleichen. Ein Haushaltsjahr darf mit einer negativen Ver-
änderung des Finanzierungsmittelbestandes abschließen, wenn genügend freie liquide
Mittel bereitstehen (ehemalige allgemeine Rücklage).

Die Entwicklung der freien liquiden Mittel bis 2029 ist in der Anlage zu diesem Haus-
haltsplan abgedruckt. Wie der Anlage zu entnehmen ist, beträgt die voraussichtliche
Liquidität zum Jahresende 2026  565.024 Euro. Grundlage hierfür ist der derzeit ge-
schätzte Zahlungsmittelbestand zum Jahresbeginn in Höhe von 315.024 Euro.
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Nach den Vorgaben der GemHVO ist eine Mindestliquidität von 2 % der Auszahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit des Finanzhaushaltes bereitzuhalten. Die vorzuhal-
tende Mindestliquidität beläuft sich bei dem Gemeindeverband für das Jahr 2026 auf
46.042 Euro. Dieser Vorgabe wird Rechnung getragen.

4. Kassenkredite

Kassenkredite sind ein haushaltsrechtliches Mittel um vorübergehende Liquiditätseng-
pässe zu überbrücken. Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird nach der Haushalts-
satzung auf 430.000 Euro festgelegt. Da der Festsetzungsbetrag 2026 1/5 der im Er-
gebnishaushalt veranschlagten ordentlichen Aufwendungen nicht überschreitet, ist er
nicht genehmigungspflichtig durch das Regierungspräsidium Tübingen.
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Gesamtergebnishaushalt

und

Gesamtfinanzhaushalt
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Teilhaushalt 1 Innere Verwaltung

Produktgruppen:

1110 Steuerung

1111 Organisation und Dokumentation kommunaler Willensbildung

1112 Steuerungsunterstützung und Controlling

1113 Rechnungsprüfung

1114 Zentrale Funktionen

1122 Finanzverwaltung, Kasse
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Teilhaushalt 2 Leistungen für die Bürger

Produktgruppen:

2710 Volkshochschulen

2810 Kulturpflege / Städtepartnerschaft

4210 Förderung des Sports

         – entfallen ab 2025

5110 Stadtentwicklung, städtebauliche Planung, Verkehrsplanung u.

Stadterneuerung

5111 Flächen- und grundstücksbezogene Daten und Grundlagen
         – entfallen ab 30.06.2023

5470 Verkehrsbetriebe/ ÖPNV

5610 Umweltschutzmaßnahmen
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Teilhaushalt 3 Allgemeine Finanzwirtschaft

Produktgruppen:

6110 Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen

6120 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft
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Investitionsprogramm

2026 – 2029

entfällt!
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Gemeindeverwaltungsverband Mittleres Schussental
Berechnung und Aufteilung der vorläufigen Verwaltungskostenumlage 2026

Einwohner
zahl Steuerkraft

summe
Umlage nach
Einwohnern

Umlage nach
Steuerkraft

Vorläufige
Verwaltungskosten

umlage
31.03.2025 2025 11,493992047026 0,006080253979 2025

Ravensburg 50.682 97.059.482,00 € 582.538,50 € 590.146,30 € 1.172.684,80 €
Weingarten 24.817 47.339.226,00 € 285.246,40 € 287.834,52 € 573.080,92 €
Baienfurt 7.406 12.370.803,00 € 85.124,51 € 75.217,62 € 160.342,13 €
Baindt 5.261 8.523.593,00 € 60.469,89 € 51.825,61 € 112.295,50 €
Berg 4.378 9.650.246,00 € 50.320,70 € 58.675,95 € 108.996,65 €
Summe 92.544 174.943.350,00 € 1.063.700,00 € 1.063.700,00 € 2.127.400,00 €

Berechnungsgrundlagen:
1. Verwaltungskostenumlage: 2.127.400,00 €

3. Steuerkraftsumme 2025; 2. Teilzahlung FAG, Statistisches Landesamt

2. Es wurde die Einwohnerzahlen vom 31.03.2025 lt. Statistischem Landesamt zugrunde gelegt, Stand 04.08.2025,
da die Einwohnerzahlen zum 30.06.2025 noch nicht vorliegen. Der Zensus Mai 2022 wurde berücksichtigt.
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Berechnung und Aufteilung

der

vorläufigen Kapitalumlage 2026

entfällt
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Voraussichtliche Entwicklung der Liquidität

Vorjahr Haushaltsjahr Haushaltsjahr Haushaltsjahr Haushaltsjahr
2025 2026 2027 2028 2029
EUR EUR EUR EUR EUR

1 2 3 4 5

1 Zahlungsmittelbestand zum Jahresbeginn 2) 1.083.538

2 + Sonstige Einlagen aus Kassenmitteln zum Jahresbeginn 3) 0

3 - Bestand an Kassenkrediten zum Jahresbeginn 4) 0

4 = liquide Eigenmittel zum Jahresbeginn 1.083.538

5 - Auszahlungen aufgrund von übertragenen Ermächtigungen der Vorvorjahre 0

6 +
Einzahlungen aus nicht in Anspruch genommenen Kreditermächtigungen
für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen aus Vorvorjahr 5) 0

7  + Einzahlungen aus übertrag. Ermächtigungen für Inv.-Zuwendungen, -Beiträge und
ähnl. Entg. für Inv.-Tätigkeit aus Vorvorjahren (§ 21 Abs. 1, § 3 Nr. 18, 19 GemHVO) 0

8 +/- veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbestands (§ 3 Nr. 36 GemHVO) 6) -768.514 250.000 0 0 0

9 = voraussichtliche liquide Eigenmittel zum Jahresende 315.024 565.024 565.024 565.024 565.024

10  - davon: für zweckgebundene Rücklagen gebunden 0 0 0 0 0

11  -            für sonstige bestimmte Zwecke gebunden 4.028 0 0 0 0

12  = vorauss. liquide Eigenmittel zum Jahresende ohne gebundene Mittel 310.996 565.024 565.024 565.024 565.024

13  nachrichtlich: voraussichtliche Mindestliquidität (§ 22 Abs. 2 GemHVO) 50.869 46.042 42.621 33.205 28.476

1) Zeilen unterhalb Zeile 10 können bedarfsgerecht angepasst werden
2)

3)

4)

5)

6)

entspricht dem Konto 1492 - Sonstige Einlagen -; bei erstmaliger Aufstellung des Haushalts nach dem NKHR dürfen die Zeilen 1 und 2 in einer Zeile zusammengefasst werden
Die Aufnahme von Kassenkrediten führt zu einer Veränderung des Zahlungsmittelbestands. Kassenkredite sind nur zur kurzfristigen Liquiditätsüberbrückung erlaubt und müssen
zeitnah zurückbezahlt werden, daher soll der Wert an Kassenkrediten (Kontenart 239) hier berücksichtigt werden.
Die Kreditermächtigung gilt weiter, bis die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr erlassen ist (vgl. § 87 Abs. 3 GemO).
Sofern verfügbar, sollen in Spalte 1 statt der veranschlagten Änderung aktuelle Prognosewerte aufgenommen werden.

aus der Finanzrechnung (§ 50 Nr. 42 GemHVO) des Vorjahres; entspricht den liquiden Mitteln der Kontenarten 171 und 173; bei erstmaliger Aufstellung des Haushalts nach dem
NKHR dürfen die Zeilen 1 und 2 in einer Zeile zusammengefasst werden

Nr.

Finanzhaushalt Finanzplanung

Einzahlungs- und Auszahlungsarten 1)
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Bestand an inneren Darlehen

zum 01.01. zum 31.12.
EUR EUR

1 2

1
Rückstellung für die Stilllegung und Nachsorge von Abfalldeponien
nach § 41 Abs. 1 Nr. 3 GemHVO 2) 0 0

2  +
Sonstige Rückstellungen ohne die Rückstellung für die Stilllegung und Nachsorge von
Abfalldeponien 3) 0 0

3  = Mittelbestand bei Erwirtschaftung aller Rückstellungen und Ansammlung der Mittel 4) 0 0

4 Liquide Mittel 5) 705.574 565.024

5  - Kassenkreditmittel 6) 0 0

6  + angelegte Mittel 7) 0 0

7  = tatsächlicher erwirtschafteter Mittelbestand 8) 705.574 565.024

8 Differenz (Zeile 3 abzüglich Zeile 7) -705.574 -565.024

9 Bestand an inneren Darlehen 9) 0 0

10 nachrichtlich: Eigenkapitalquote10) im Jahr der Aufnahme inneren Darlehens, hilfsweise am
Stichtag der Eröffnungsbilanz in vom Hundert

11 nachrichtlich: Eigenkapitalquote10) im aktuellen Haushaltsjahr in vom Hundert
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